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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ac. 
entbieten Unſeren zum achten Provinzial-Landtage des Königreichs Preußen verſammelt 
geweſenen getreuen Ständen Unſeren gnädigen Gruß und ertheilen denſelben hiermit auf die 
Uns vorgelegten Gutachten und Anträge den nachſtehenden Beſcheid: 


I. Auf die gutachtlichen Erklärungen über die vorgelegten 
Propoſitionen. 


1) Die Verordnung, betreffend 
die zum Zweck einer Auseinanderſetzung eingeleiteten Subhaſtationen, 


und 
2) die Verordnung wegen : 
Freilaſſung des Bettwerks für den Schuldner und ſeine nächſten Angehörigen 
bei allen Arten von Executionsvollſtreckungen, 
desgleichen 


3) die Verordnung, betreffend 
den Verkauf der Früchte auf dem Halm, 
haben Wir bereits vollzogen. 


4) Die Bitte Unſerer getreuen Stände, mit Anfertigung des Provinzial-Geſetzbuches 
für Weſtpreußen ſofort vorzuſchreiten, haben Wir gewährt, und wird der bereits in den 
legislativen Stadien berathene Gefeg- Entwurf baldigſt zur Publikation gelangen. 


5) Die Erklärungen Unſerer getreuen Stände über den Entwurf des Strafgeſetzbuchs 
werden bei der Schluß⸗Berathung über dieſes wichtige Werk eine gründliche und umfaſſende 


Erwägung finden. 
1 * 


Die zum Zweck einer 
Auseinanderſetzung 
eingeleiteten Subha⸗ 
ſtationen. 


Freilaſſung des Bett⸗ 
werks bei Executions⸗ 
Vollſtreckungen. 


Verkauf der Früchte 
auf dem Halm. 


Provinzialrecht für 
Weſtpreußen. 


Strafgeſetzbuch. 


E em , 
In gleicher Weife werden die Gutachten Unferer getreuen Stände: 


uſammenrechnun " : A 
e nenn 110 Erb⸗ 6) über den ihnen vorgelegten Entwurf einer Verordnung wegen Zuſammenrechnung 
1 . & b i b se d H H 2 p " . 
le Aine der Beſitzzeit der Erblaſſer ud Erben bei Beurtheilung der zur Ausübung ſtändiſcher 


fher Rechte erforderl. Rechte erforderlichen Dauer des Grundbeſitzes, fo wie 


Dauer d. Grundbeſitzes. 
Ergänzung der Vor⸗ 7) über den Entwurf einer Verordnung wegen Ergänzung der Vorſchriften über die 


riften über die a , 
PARUM zu Land: Wählbarkeit zu Landraths-Aemtern, 


raths⸗Aemtern. bei der ferneren Bearbeitung dieſer Gegenſtände berückſichtigt werden. 


Wahlen der Mitglie⸗ 8) Den Uns mittels der Denkſchrift vom 3. April d. J. angezeigten Wahlen der 


uc ee Mitglieder des ſtändiſchen Ausſchuſſes ertheilen Wir hierdurch Unſere Beſtätigung. 


II. Auf die ſtändiſchen Petitionen. 


Befeſtigungs-Anla⸗ 1) In der von Uns wohlgefällig aufgenommenen Dank-Adreffe für die Anordnung neuer 
s Befeftigungs - Anlagen in den rechts der Weichſel belegenen Landestheilen ift des Umſtandes 
Erwähnung geſchehen, daß ein großer Theil der waffenfähigen Mannſchaft keine militäriſche 
Ausbildung erlangt. Derſelbe iſt Unſerer Aufmerkſamkeit nicht entgangen. Wir erkennen 
gern den patriotiſchen Sinn Unſerer getreuen Stände, welcher auf die Verſtärkung der 

kriegeriſchen Wehrhaftigkeit des Landes gerichtet iſt. 
Erſatz des bei Cau⸗ 2) Unſere getreuen Stände haben Uns vorgetragen, daß mehrfach Fälle vorgekommen 
has, 1 ſind, in denen Privatleute, welche nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen ihr Eigen⸗ 
ee ML thum der Aſſervation oder dem Depoſitum angeſtellter Staats-Beamten haben übergeben 
müſſen, vornehmlich bei Kautionen und bei der Vermögens⸗Verwaltung von Minorennen und 
Konkursmaſſen, durch Veruntreuung oder Fahrläſſigkeit ſolcher Beamten Verluſte erlitten 

haben, und hieran den Antrag geknüpft, 

daß in dergleichen Fällen den Privaten unmittelbar durch die Staats-Kaſſen 
Gewähr geleiſtet werden, dem Staat dagegen der Regreß an die ſchuldigen 

Beamten überlaſſen bleiben möge. 
Wir geben jedoch Unſeren getreuen Ständen zu erkennen, daß für die nach $. 4. Unferer 
Ordre vom 11. Februar 1832 zu unmittelbaren Staatskaſſen eingezahlten Kautionen 
und andere Gelder die Staats-Kaſſe ohnehin ſchon Gewähr leiſtet, alle übrige Kautionen aber 
im Intereſſe der Einzelnen und nicht der Geſammtheit des Staats geleiſtet werden. Die 
Verwaltung der gerichtlichen Depoſitorien wird von der Verwaltung des Staats-Vermögens 
völlig getrennt gehalten und ſteht mit der Gerichts⸗Einrichtung und dem gerichtlichen Verfahren 


w 
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in einer ſolchen Verbindung, daß die dabei vorkommende Vertretungs-Verbindlichkeit fowo! bei 
Unſeren, als bei Privatgerichten außer dem Zuſammenhange mit jenen Zweigen der Legislation 
nicht beurtheilt werden kann. x 
3) Dem Antrage Unferer getreuen Stände: 
wegen Befreiung der Städte von allen Laften der Gerichtsbarkeit, 
zu willfahren und dadurch den beſtehenden Rechtszuſtand abzuändern, liegt kein zureichender 
Grund vor. Wir haben bereits mittelft Ordre vom 15. April v. J. Unſeren Juſtiz-Miniſter 
ermächtigt, mit denjenigen Städten, welche es wünſchen, unter Zuſtimmung des Finanz⸗ 
Miniſters beſondere Abkommen zu ſchließen, wodurch dieſelben gegen die Uebernahme beſtimmter, 
nach mehrjährigen Durchſchnitten zu berechnender Beiträge von der ſubſidiariſchen Verhaftung 
für die Laſten der Kriminal⸗Gerichtsbarkeit befreit werden ſollen und zugleich angeordnet, daß 
bei Unſeren Gerichten keinerlei Koſten für Urtel, Gutachten und Beſtätigungs-Reſkripte den zu 
Tragung der baaren Auslagen in Unterſuchungsſachen ſubſidiariſch verpflichteten Gerichts⸗ 
Obrigkeiten und Kommunen in Anſatz zu bringen ſind. Auf dieſe weſentlichen Erleichterungen 
müſſen Wir Uns beſchränken, da der gegenwärtige Zuſtand ſeit 30 Jahren beſteht, und nicht 
behauptet werden kann, daß die Städte durch die ihnen in Folge der veränderten Organiſation 
ihrer Verhältniſſe entzogene Ausübung der Gerichtsbarkeit irgend einen pekuniären Nachtheil 
erlitten haben. 
Was jedoch die Koften der Straf-Vollſtreckung in den Zuchthäuſern betrifft, fo wollen 
Wir die Provinz Preußen nicht mehr belaſtet wiſſen, als Unſere übrigen Provinzen, welche ſich 
in Beziehung auf die Kriminal- Rechtspflege in derſelben Lage befinden. Wir haben daher 
befohlen, daß nicht nur bie Stadt⸗Gemeinden, ſondern auch die Privat⸗Gerichtsherren von 
der Tragung dieſer Koſten entbunden werden. 
4) Die erneuerte Petition wegen Beſchränkung des übermäßigen Branntweingenuſſes 
haben Wir mit beſonderem Wohlgefallen vernommen. Auf den Antrag derſelben 
„Trink- Schulden für nicht einklagbar zu erklären“ 
ſind Wir einzugehen geneigt, ſoweit dies mit dem beſtehenden Rechte irgend vereinbar iſt. 
5) Der Antrag 
den eximirten Gerichtsſtand aufzuheben, 
berührt einen Gegenſtand, welcher nicht nur im Allgemeinen, ſondern auch im beſonderen 
Intereſſe der Gerichts-Verfaſſung einer ſorgfältigen Erwägung bedarf. 
6) Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände, 
daß die in das Land = Armenhaus zu Tapiau durch die Gerichte unmittelbar zur 
Detention eingelieferten Verbrecher aus dem Kriminal » Fonds unterhalten 


Befreiung der Städte 


von den Früchten und 
Laſten der Gerichts⸗ 
barkeit. 


Trinkſchulden nicht 


einklagbar. 


Aufhebung des exi⸗ 
mirten Gerichtsſtan⸗ 
des. 


Uebernahme der De⸗ 
tentions⸗Koſten be⸗ 
ftrafter Verbrecher im 
Land⸗Armenhauſe zu 
Tapiau auf den Kri⸗ 
minal- Fonds. 
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werden möchten, und daß ein gleiches Verfahren aud) in Weſtpreußen be: 
obachtet werde, 
haben Wir beſtimmt, daß in der Provinz Preußen in dieſer Beziehung nach gleichen Grundſätzen 
verfahren werde, wie in den übrigen Provinzen. 

Demzufolge würden dann künftig die Koſten des Unterhaltes der neben einer Gefängniß⸗ 
ſtrafe zur Detention verurtheilten Verbrecher nicht weiter den Fonds der Landarmen- und 
Corrections-Anſtalten zu Tapiau und Graudenz zur Laft fallen, ſondern dieſen Anſtalten, fo 
weit die gedachte Detention in denſelben vollſtreckt wird, von den Inhabern der Gerichtsbarkeit, 
alſo entweder von den Kriminal-Fonds oder von den Privat-Jurisdiktionarien erſtattet werden, 

je nachdem die Verpflichtung zur Unterhaltung der Gefängniſſe, aus welchen die Einlieferungen 
erfolgen, dem Kriminal-Fonds oder einem Privat-Jurisdiktionarius obliegt. 


Vor weiterem Beſchluſſe wollen Wir jedoch in Betreff dieſes Gegenſtandes noch die nähere 
Erklärung Unſerer getreuen Stände bei der nach §. 37. des Geſetzes vom 31. Dezember 1842 
unter ihrer Zuziehung zu bewirkenden Reviſion der über die Armenpflege in den einzelnen 
Provinzen beſtehenden Reglements erwarten. 


. des 7) Die von den getreuen Ständen mehrerer Provinzen vorgetragene Bitte 
die durch das Geſetz vom 7. Juli 1833 feſtgeſtellten Vorrechte des Fiskus 
bei Zahlung von Zögerungs-Zinſen aufzuheben, 
ſind Wir unter Beſchränkungen zu erfüllen geneigt, welche geeignet ſein werden, die 
Staats⸗Kaſſen bei außerordentlichen Ereigniſſen vor übermäßigen Anſprüchen zu ſchützen. 
Unfer Staats⸗Miniſterium hat den Befehl erhalten, einen dahin gerichteten Geſetz⸗ 
Entwurf auszuarbeiten und zu Unſerer Vollziehung vorzulegen. 
Revifion des Allgemei⸗ 8) In Betreff der Reviſion des Allg. Landrechts haben Wir für dieſelbe bereits Unſerem 


nen Landrechts, und sad 5 ; 
in Betreff der Oeffent⸗ Miniſter der Geſetzreviſion in einer unter dem 28. Februar 1842 erlaſſenen Ordre die An- 


lichkeit und Mündlich⸗ . 


daß es vorzugsweiſe darauf ankomme, aus dem Allg. Landrecht die durch neuere 
Geſetze ꝛc. aufgehobenen Beſtimmungen auszuſondern, an die Stelle der unpraktiſch 
gewordenen oder in der Praxis nicht bewährt gefundenen Beſtimmungen andere 
in Vorſchlag zu bringen, und die neuere Geſetzgebung mit dem Landrechte zuſam⸗ 
menzuſtellen, um auf dieſem Wege eine Ueberſicht des beſtehenden Rechtszuſtandes 
zu gewinnen. 
Durch dieſe Anweiſung erhält der die Reviſion des Allg. Landrechts betreffende Antrag 
Unſerer getreuen Stände ſeine Erledigung. 
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In derfelben Ordre haben Wir Unferen Miniſter der Geſetz-Reviſion ferner dahin 
angewieſen, als das nächſte und dringendſte ihm obliegende Geſchäft die Reviſion der Civil⸗ und 
Kriminal⸗Prozeß⸗Ordnungen zu behandeln. 

Bei den hierüber bereits eingeleiteten Berathungen werden auch die Fragen über die Ver⸗ 
handlung der Civil- und Kriminal⸗Prozeſſe vor den erkennenden Richter-Kollegien, fo wie die 
Zulaſſung der nicht bei dem Prozeſſe betheiligten Perſonen zu ſolchen Verhandlungen in nähere 
Erwägung kommen und dadurch die Anträge Unſerer getreuen Stände wegen des Prozeß⸗ 
Verfahrens ihre Erledigung erhalten. 

9) Den Anträgen Unſerer getreuen Stände in Beziehung auf die Patrimonialgerichtsbarkeit 
ſind Wir in ſoweit zu entſprechen geneigt, als in Prozeſſen der Gutsherrſchaft gegen die 
Gerichts⸗Eingeſeſſenen der beklagte Theil, auch ohne Perhorrescenz-Gründe, auf die Entſchei⸗ 
dung des zunächſt vorgeſetzten Gerichts zu provoziren bie Befugniß erhalten fol. Unſeren Juſtiz⸗ 
Miniſter haben Wir beauftragt, hierüber eine Verordnung vorzubereiten. 

In wiefern die Uebertragung der widerruflichen Verwaltung von Patrimonialgerichten 
an Unſere Gerichte zu geſtatten, wollen Wir bei Berathung derjenigen Vorſchläge in Erwägung 
ziehen, welche Wir bereits über eine zweckmäßige Einrichtung und Verwaltung der Patrimonial⸗ 
gerichtsbarkeit von Unſerem Juſtiz-Miniſter erfordert haben. 

10) Die Auswahl des Orts zur Errichtung der Irren-Heil-Anſtalt für Weſtpreußen in 
dem zur ſtändiſchen Land- Kranken = Anftalt bei Schwetz gehörigen Garten und die Verbindung 
beider Anſtalten hinſichtlich der Direction und Oekonomie wollen Wir unter der Bedingung 
genehmigen, daß die Zuläſſigkeit und Zweckmäßigkeit einer ſolchen Gemeinſchaft, unbeſchadet 
der im Uebrigen nothwendigen Trennung beider Anſtalten, durch Vorlegung der fpeciellen Bau⸗ 
pläne und der Entwürfe zu den Verwaltungs⸗Einrichtungen nachgewieſen werde. 

11) Wir haben mit beſonderem Wohlgefallen von dem Beſchluſſe Kenntniß genom⸗ 
men, welchen Unſere getreuen Stände wegen Vermehrung der Freiſtellen an den Taubſtummen⸗ 
ſchulen zu Marienburg und Angerburg gefaßt haben. 

12) Aus der Petition Unſerer getreuen Stände vom 11. April d. J. T Wir gern 
erſehen, daß dieſelben Unfere landesväterliche Fürſorge, dem Mangel einer höheren Unterrichts: 
Anſtalt für die ſüdlichen Kreiſe Oſtpreußens durch Errichtung eines Pro-Gymnaſiums in Hohen⸗ 
ſtein abzuhelfen, dankbar erkennen. Der Bitte Unſerer getreuen Stände, eine ſogenannte 
hohe Volks⸗Schule zu errichten, können Wir jedoch nicht entfprechen, weil gerade in dem Bezirk, 
für welchen die neue Anſtalt beſtimmt ift, eine Schule, welche Gymnaſial⸗Bildung gewährt, ein 
Bedürfniß iff, und die Zwecke, welche Unſeren getreuen Ständen bei dem Vorſchlage einer hohen 
Volks⸗Schule vorzuſchweben ſcheinen, im Weſentlichſten durch die Entwickelung, in welcher die 


Beſeitigung der mit 

der Patrimonialge⸗ 

richtsbarkeit verbun⸗ 
denen Nachtheile. 


Irren ⸗Heilanſtalt für 
Weſtpreußen bei 
Schwetz. 


Taubſtummenſchule 
in Angerburg. 


Errichtung einer ho⸗ 
hen Volks - Schule, 


Herabſetzung des 
Briefporto's. 


Aufhebung 
der Zwangs-Zahlung 
in Kaſſen⸗Anweiſun⸗ 
gen. 


Steuer⸗Erlaß durch 
Ermäßigung der Salz⸗ 
preiſe. 


Errichtung eines Han⸗ 
dels-Miniſteriums. 
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bereits unter bem Namen „höhere Bürgerſchulen“ beſtehenden Anſtalten ihrer Aufgabe genügen, 
zu erreichen ſein werden. Die Errichtung einer neuen Art von Schulen, welche, den Gymnaſien 
gleichſtehend, einen Theil der ſtudirenden Jugend, namentlich denen, welche ſich dem höheren 
Staatsdienſte oder der Arznei-Wiſſenſchaft widmen wollen, die durch das Studium der klaſſiſchen 
Sprachen und die genauere Kenntniß des Alterthums und ſeiner Literatur zu erwerbende Bil⸗ 
dung entziehen würde, können Wir nicht für zweckmäßig erachten. 

13) Modifikationen des Porto-Regulativs vom 18. Dezember 1824, durch welche die 
Anträge Unſerer getreuen Stände nach Möglichkeit berückfichtigt werden, find in der 
Berathung begriffen. 

Behufs möglichfter Erleichterung des Poſtverkehrs mit dem Auslande find bie erforder: 
lichen Unterhandlungen mit den betreffenden fremden Poſt-Verwaltungen bereits im Gange. 

14) Wenn Wir gleich den Antrag Unſerer getreuen Stände, die Verordnung vom 
21. Dezember 1824, wonach bei Zahlungen an die Staats-Kaſſen die Hälfte der ſelben in 
Kaſſen⸗Anweiſungen zu entrichten iſt, aufzuheben, nicht in ſeinem ganzen Umfange gewähren 
können, da die allgemeine Verbreitung dieſes bequemen Zahlungsmittels durch deſſen An— 
wendung bei ſolchen Zahlungen mit bedingt wird; ſo haben Wir doch Unſeren Finanz-Miniſter 
angewieſen, Anordnungen zu treffen, wodurch die für die Steuerpflichtigen mit jener Verpflich: 
tung verbundenen Beſchwerden inſoweit und ſo lange beſeitigt werden, als dieß die Umſtände 
geſtatten. 

15) Aus der Dank⸗Adreſſe Unſerer getreuen Stände wegen Ermäßigung der Salzpreiſe 
haben Wir zu Unſerer Genugthuung entnommen, daß die dadurch vorzugsweiſe der ärmeren 
Volksklaſſe zugewandte Wohlthat als ſolche anerkannt wird, und werden Wir die bei dieſer 
Veranlaſſung ausgeſprochenen Wünſche wegen fernerer Ermäßigung dieſer Preiſe gern in 
Erwägung nehmen, wenn künftig der Zuſtand des Staatshaushalts eine weitere Verminderung 
der Steuern geſtatten möchte. 

16) Unſere getreuen Stände dürfen vertrauen, daß die Förderung des Handels und der 
Gewerbe fortwährend einen Gegenſtand unſerer beſonderen Fürſorge und der Verhandlungen 
mit den zum Zoll⸗Verein verbundenen deutſchen Regierungen bildet. Wenn dabei nicht alle 
Wünſche der Betheiligten in Erfüllung gehen, ſo darf nicht überſehen werden, daß dieß in 
den vielfachen Kolliſionen der Intereſſen ſeinen Grund hat und ſolche aus einem höheren als 
dem provinziellen Standpunkte gewürdigt werden müſſen. 

Was die Art und Weiſe betrifft, wie Wir Uns in fortwährender Kenntniß der wahren 
Bedürfniſſe des Handels und der Induſtrie erhalten und die darauf bezüglichen Geſchäfte 
führen laſſen wollen, ſo muß dieß, wie Wir Unſeren getreuen Ständen, unter Verweiſung 


Li 


mue ues 


auf ben Landtags- Abfchied vom 7. November 1841, eröffnen, Unſerer Entſchließung vor- 
behalten bleiben. 

17) Die Wiederherſtellung einer geregelten Schiffahrts-Verbindung zwiſchen Danzig 
und dem friſchen Haff, welche durch die in Folge des Durchbruchs bei Neufähr eingetretene 
Verſandung der Elbinger Weichſel weſentlich beeinträchtigt worden, iſt ſchon ſeit längerer Zeit 
Gegenſtand ſorgfältiger Erörterungen Unſerer Behörden geweſen. Dabei hat fih herausgeſtellt, 
daß wegen der vorausſichtlich ſtets zunehmenden Verſandung jenes Stromes, der Zweck durch 
Maßregeln zur Vertiefung des Bettes deſſelben dauernd ſich nicht wird erreichen laſſen, und 
daß die gewünſchte Verbindung nur durch Anlage eines Kanals unter Benutzung der in jener 
Gegend vorhandenen Binnen-Gewäſſer herzuſtellen ſein wird. 

Wir werden dieſer wichtigen Angelegenheit Unſere ganze Fürſorge zuwenden und, ſobald 
die Vorarbeiten beendigt ſind, über die Art der Ausführung ſelbſt, ſo wie darüber Beſchluß 
faſſen, ob dem Wunſche Unſerer getreuen Stände, die Benutzung der Waſſerſtraßen auch den 
Dampfſchiffen zugänglich zu machen, entſprochen werden kann. 

18) Die umfaſſenden Vorarbeiten zur Prüfung der Pläne, wegen Beſchaffung einer 
ſchiffbaren Verbindung zwiſchen den oberländiſchen Seen, ſind bereis im vorigen Jahre angeordnet 
und werden, dem Wunſche Unſerer getreuen Stände entſprechend, auch auf die Frage ausgedehnt, 
ob durch gleichzeitige Senkung des Waſſerſpiegels auf die Landes⸗Kultur vortheilhaft eingewirkt 
werden kann. 

Sobald diefe Vorarbeiten vollendet find, follen ſolche nebſt den Koſten-Anſchlägen, den 
Ständen der anliegenden Kreiſe zur Erklärung vorgelegt werden, ob und wie weit ſie ſich bei den 
im Intereſſe der Landes -Kultur aufzuwendenden Koſten betheiligen wollen, und wird dem: 
nächſt Unſer Beſchluß über die Ausführung gefaßt werden. 

Uebrigens hat die Ausführung dieſes wichtigen Unternehmens nicht, wie Unſere getreuen 
Stände ganz mit Unrecht vorausſetzen, von der Frage abhängig gemacht werden ſollen, ob 
dadurch das Domanial-Intereſſe in entſprechender Weiſe gefördert werde; vielmehr iff die 
Rückſicht auf die Vortheile, welche für den Verkehr und die landwirthſchaftliche Kultur eines 
bedeutenden Theiles der Provinz davon erwartet werden, dabei vorzugsweiſe leitend geweſen. 

19) Aus dem Antrage wegen Beförderung des Chauſſeebaues haben Wir gern erſehen, 
daß Unſere getreuen Stände, den großen Werth verbeſſerter Kommunikationsmittel richtig 
würdigend, auf Beſchaffung der Mittel zum ſchnellen Ausbau eines den Bedürfniſſen der 
Provinz entſprechenden Chauſſeenetzes bedacht ſind. Zur Förderung dieſes Zweckes wollen Wir 
nach ihrem Antrage geſtatten, daß in dazu geeigneten Fällen Chauſſeebau-Aktien au porteur 
ausgefertigt und die Zinſen⸗Garantie von den Kreisſtänden übernommen werde, wenn dieſelben 
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zugleich einen angemeſſenen Amortiſations-Fonds bilden; auch werden Unſere Beamte und 
Kaſſen bei Einziehung und Verrechnung der zu dieſem Zwecke etwa zu erhebenden Kreisſteuern 
in ſoweit Aushilfe leiften, als dieß ohne Beeinträchtigung ihrer eigentlichen Dienſt⸗Obliegen⸗ 
heiten geſchehen kann. 


Die Feſtſetzung des Zins- und Amortiſations-Prozentſatzes für dergleichen von den 
Kreiſen zu garantirenden Chauſſeebau⸗Aktien wird für jeden einzelnen Fall von den Kreisſtänden 
beantragt und von Uns feſtgeſtellt werden müſſen, weil die Verſchiedenheit der Verhältniſſe die 
Feſthaltung einer allgemeinen und dauernden Norm nicht geſtattet, ohnehin aber nach §. 6. der 
Verordnung vom 22. Juli 1842 in Fällen, wo die Kreis-Korporationen eine fih über zwei 
Kalender⸗Jahre hinaus erſtreckende Laſt übernehmen wollen, Unſere Genehmigung ſtets eingeholt 
werden muß. 


Da es übrigens wünſchenswerth erſcheint, ganze Kreiſe mit beſonderen Chauffeebau- 
Steuern nur in ſoweit zu belaſten, als die bei den Chauſſeebauten vorzugsweiſe betheiligten 
Gemeinen und Grundbeſitzer zur Aufbringung der nöthigen Koſten nicht im Stande ſind, ſo 
dürfen Wir erwarten, daß bei den Uns vorzulegenden Anträgen dieſer Geſichtspunkt gehörig 
feſtgehalten, auch bei dem vorzuſchlagenden Vertheilungs⸗ Maßfſtabe die am meiſten intereſſirten 
Einſaſſen verhältnißmäßig ſtärker herangezogen und die ärmeren Einwohner möglichſt geſchont 
werden. i 


20) Auf ben die Mahl- und Schlacht: Steuer betreffenden Antrag eröffnen Wir Unferen 
getreuen Ständen, mit Hinweiſung auf die Beſtimmung zu 33. im Landtags⸗Abſchiede vom 
17. März 1828, daß es keinesweges in Unſerer Abſicht liegt, den Anträgen einzelner Städte 
auf Einführung der Klaſſenſteuer ſtatt der Mahl- und Schlachtſteuer lediglich aus dem Grunde 
entgegenzutreten, weil in den betheiligten Städten ſchon vor dem Erlaſſe des allgemeinen 
Abgaben⸗Geſetzes vom 30. Mai 1820 eine indirekte Beſteuerung der mahl- und ſchlacht— 
ſteuerpflichtigen Gegenſtände beſtand, und dieſelben daher nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zu 
einem ſolchen Antrage nicht ausdrücklich befugt waren. Vielmehr werden Wir, wie es ſeither 
geſchehen, auch ferner dergleichen Anträge genau prüfen laſſen und in die Veränderung der 
Beſteuerungs⸗Art willigen, wenn ſich ſolche als den wohlerwogenen Wünſchen und Intereſſen 
der Betheiligten entſprechend darſtellt, und ohne erhebliche Einbuße für die Staatskaſſe durch⸗ 
geführt werden kann. 


Uebrigens iſt in dem Beſcheide Unſerer Miniſterien des Innern und der Finanzen vom 
14. März 1837 an die Stadtverordneten zu Elbing die frühere Exiſtenz einer Mahlſteuer daſelbſt 


as (ON 


zwar angeführt, die Zurückweiſung des Antrages der Stadtverordneten auf Einführung ber 
Klaſſenſteuer aber nicht ſowol hierauf, als vorzugsweiſe auf den Umſtand gegründet, daß ſolche 
im Intereſſe der Steuerverwaltung und der Stadt völlig unſtatthaft erſchien. 
21) Dem Wunſche Unſerer getreuen Stände, 
daß die Richtung der intendirten Eiſenbahn durch die Provinz Preußen und ihr 
Uebergangspunkt über die Weichſel baldmöglichſt bekannt gemacht werden, 
wollen Wir in ſo weit entſprechen, als es ohne Beeinträchtigung der Gründlichkeit der einer 
ſolchen Entſcheidung nothwendig zu unterlegenden, ſehr umfangreichen Vorarbeiten 
geſchehen kann. 

Es ſind dieſe Vorarbeiten auf Staats⸗Koſten angeordnet und ſchon ſo weit vorgerückt, 
daß der Zeitpunkt der Entſcheidung, wenn gleich noch nicht mit Zuverläſſigkeit beſtimmt, doch 
mit Wahrſcheinlichkeit als nicht zu weit ausſehend, bezeichnet werden darf. Uebrigens haben 
Wir gern erſehen, daß Unſere getreuen Stände, die Wichtigkeit einer Eiſenbahnverbindung der 
dortigen Provinz mit den übrigen Theilen der Monarchie gehörig würdigend, eine thätige Bei⸗ 
hilfe der beſonders betheiligten Kreiſe und einzelnen Grundbeſitzer in Ausſicht ſtellen, indem 
ohne ſolche das Unternehmen in den noch wenig verkehrreichen Gegenden erheblichen Schwierig⸗ 
keiten unterliegen dürfte. 

22) Der Antrag auf Förderung des Eintritts junger preußiſcher Seeleute in den 
Marinedienſt fremder Nationen durch Bewilligung von Unterſtützungen, um aus ihnen die 
Stelle eines Navigations⸗Direktors vorkommenden Falls beſetzen zu können, unterliegt erheb⸗ 
lichen Schwierigkeiten. Dagegen haben Wir, in Anerkennung des von Unſeren getreuen 
Ständen verfolgten guten Zwecks, die Anordnung getroffen, daß künftig den jungen See⸗ 
leuten durch jährlich anzuſtellende umfaſſende Uebungsreiſen Gelegenheit gegeben werde, ſich 
auch praktiſch für eine höhere Befähigung im Seeweſen auszubilden. 

23) Auf bie Bitte Unſerer getreuen Stände haben Wir Unſeren Finanz- Minifter 
ermächtigt, zu geſtatten, daß die Küſten⸗Schiffahrt auf dem Putziger Wyck von den Vor⸗ 
ſchriften wegen Führung der Schiffe durch geprüfte Schiffer oder Steuerleute aus⸗ 
genommen werde. 

24) Der Antrag: für alles in die preuß. Seehäfen eingehende fremde Eiſen, ohne 
Unterſchied der Gattung, die Zollfreiheit zu bewilligen, iſt zur Berückſichtigung nicht geeignet, 
da eine fo weit greifende Ausnahme der allgemein beſtehenden Eingangs⸗Abgabe von einem fo 
wichtigen Handels -Artikel nicht zuläſſig ſein würde, ohne neue Zollſchranken innerhalb des 
Vereinsgebietes zu errichten, während von einer allgemeinen Aufhebung der auf fremdem Eiſen 
dermalen ruhenden Eingangs⸗Zölle um ſo weniger die Rede ſein kann, als es im Gegentheil 
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Gegenſtand der forgfältigften Erwägung und Berathung unter den Zollvereins-Staaten ift: ob 
und in welchem Maße eine Erhöhung jener Zölle zur nothwendigen Erhaltung der Eiſen-In⸗ 
duſtrie im Zoll⸗Vereine werde eintreten müſſen. 

25) Die Petition, 

daß der Grundſatz, nach welchem kein Gebäude über feinen Werth verſichert 

werden darf, auch bei der beſtehenden Einrichtung des Domainen-Feuerſchäden⸗ 

Fonds in Preußen in Anwendung gebracht werde, 
geht von einer nicht begründeten Vorausſetzung aus. Bei den für die Provinz Preußen, wie 
für die Provinzen Sachſen, Brandenburg und Pommern, eingerichteten Domainen-Feuerſchäden⸗ 
Fonds iſt kein Privat-Eigenthümer von Gebäuden betheiligt, mit welchem der Staat in eine 
Sozietäts⸗Verbindung getreten wäre. Vielmehr iſt es lediglich der Staat ſelbſt, welcher im 
Falle eines Brandſchaͤdens auf den unter den verſchiedenen Staats-Verwaltungen ſtehenden 
Gütern die vollen Herftellungs = oder Neubaukoſten der durch Feuer beſchädigten oder verniche 
teten Gebäude, theils durch unmittelbare Beiträge aus den Baufonds und Adminiſtrations⸗ 
kaſſen zahlen, theils auf den verpachteten Domainen, durch Beiträge der Pächter, in Folge 
der den Letzteren auferlegten Kontrakts- Verbindlichkeit, aufbringen läßt. 

Der hauptſächlichſte Grund, auf welchem die Vorſchrift beruht, daß bei den für Privat— 
Eigenthum beſtehenden Feuer⸗Sozietäten kein Gebäude über ſeinen wahren Werth verſichert 
werden darf, und welcher darin beſteht, daß der Anlaß vermieden werden ſoll, wodurch Fahr— 
läſſigkeit in Abwendung von Feuersgefahr oder auch Brandſtiftungen aus Eigennutz herbei- 
geführt werden können, findet mithin bei den Domainen-Feuerſchäden-Fonds gar keine 
Anwendung. Jeder Beſorgniß in dieſer Beziehung wird noch durch die Kontraktsbedingung 
begegnet, wonach auf verpachteten Staatsgütern die Pächter, jeder auf ſeinen Pachtſtücken, 
wenn der Brand nicht durch Blitzſtrahl oder durch Flugfeuer von anderen zu den verpachteten 
Grundſtücken nicht gehörenden Gebäuden entſtanden iſt, die zur Herſtellung oder zum Neubau 
erforderlichen Fuhren unentgeltlich zu leiſten verbunden ſind, auch in dem Falle, wenn die 
wirklichen Koſten des Neubaues den vorher angenommenen Neubauwerth überſteigen, den 
nöthigen Zuſchuß hergeben müſſen. 

26) Dem Antrage: 

die Verordnung vom 29. März 1829, welche das Geſetz vom 16. März 1811 
in Betreff der Ablöſung der fiskaliſchen Jagdberechtigung beſchränkt, wieder aufs 
zuheben und die der Ablöſung zum Grunde zu legende Rente nach feſten Normen 
zu berechnen 
kann nicht genügt werden, weil Wir nicht gemeint ſind, Unſere Jagden anders zu behandeln 
als bie Privat - Fagden, 
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27) Dem Antrage Unferer getreuen Stände auf Preßfreiheit kann (chon um deswillen Verhaltniffe der Preſſe 
nicht ſtattgegeben werden, weil demſelben die bundesgeſetzlichen Beſtimmungen entgegenſtehen e 
und eine von der Unſerer übrigen Provinzen abweichende Preßgeſetzgebung für die nicht zum 
deutſchen Bunde gehörenden Theile Unſerer Monarchie unzuläſſig iſt. Eben ſo wenig iſt Grund 
vorhanden, dieſe Geſetzgebung, den Anträgen Unſerer getreuen Stände gemäß, einer Umgeſtal⸗ 
tung zu unterwerfen, nachdem dieſelbe erſt in neueſter Zeit mittelſt Unſerer über dieſen Gegen⸗ 
ſtand erlaſſenen Verordnungen nach feſten Prinzipien geregelt iſt. Es ſind darin nicht nur 
viele weſentliche, durch die Bundesbeſchlüſſe nicht gebotene Beſchränkungen aufgehoben, fondern 
auch mehrere bis dahin in der Anwendung zweifelhafte Beſtimmungen auf feſte Normen 
zurückgeführt. 

Durch die Einſetzung des Ober-Cenſurgerichts ift eine gleichmäßige Sicherheit vor Zügel⸗ 
loſigkeit der Preſſe ſowol als vor willkührlicher Beſchränkung derſelben gewährt. 

Keine gute und edle Richtung in dem Gebiete der Literatur iſt durch dieſe Geſetze in 
der ihr gebührenden Freiheit beſchränkt. l 

Wenn aber freche und boshafte, ober auf Untergrabung ber göttlichen oder menfchlichen 
Geſetze gerichtete Tendenzen ſich durch dieſe Verordnungen in Unſerem Lande beengt und 
beläſtigt fühlen, fo entſpricht dieß vollkommen Unſerer Abſicht. 

Hieraus ergiebt ſich, weshalb der Antrag Unſerer getreuen Stände, vorläufig diejenigen 
noch beſtehenden Beſchränkungen der Preſſe aufzuheben, welche nicht durch Bundesbeſchlüſſe 
geboten worden, zur Genehmigung ungeeignet iſt. 

Wenn Unſere getreuen Stände ferner darauf antragen, daß die Cenſur nur gebildeten und 
durch eine äußerlich geſicherte Stellung unabhängigen Männern anvertraut werden möge, ſo 
haben Wir bereits im $. 4. Unſerer Verordnung vom 23. Februar d. J. für die zu Cenſoren 
zu ernennenden Perſonen wiſſenſchaftliche Bildung und erprobte Rechtlichkeit als Erforderniß 
erklärt, und iſt bei der Auswahl der nach jener Verordnung beſtellten Cenſoren hierauf auch 
überall die gebührende Rückſicht genommen worden. Dies genügt, wie die Erfahrung lehrt, 
zur geſetzlichen und gerechten Ausübung des Cenſur⸗Geſchäfts. Der Antrag: die Unterſuchung 
und Entſcheidung der Beſchwerden über die Cenſoren den hierzu beſtimmten Beamten zu 
entziehen, zeugt von einer unrichtigen Auffaſſung dieſes Gegenſtandes, und iſt zur Geneh⸗ 
migung durchaus nicht geeignet. Die von Unſern getreuen Ständen befürwortete Einrich- 
tung einer kollegialiſchen Aufſichts-Behörde in jeder Provinz kann ferner deshalb nicht für 
zweckmäßig erachtet werden, weil dadurch die Ungleichheit in den Grundſätzen über die 
Auslegung und Anwendung der Cenfur-Gefege vermehrt werden würde, wie ſolche durch die 
Einrichtung des Obercenſur-Gerichts hat vermieden werden ſollen. Wenn endlich Unſere 
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getreuen Stände bemerken, daß die Befreiung der Bücher von mehr als zwanzig Bogen von 
der Cenſur nicht befriedige, ſo lange dergleichen Werke 24 Stunden vor der Ausgabe der 
Polizei-Behörde vorgelegt werden müßten und die Maßnahmen nicht bekannt ſeien, nach 
welchen dieſe Behörde hierbei zu verfahren habe, ſo eröffnen Wir denſelben, daß der Polizei 
durch jene Friſt das Mittel gewährt bleiben muß, gegen gemeingefährliche oder verbrecheriſche 
Schriften, ehe das Uebel oder das Verbrechen vollbracht iſt, vorbehaltlich der richterlichen 
Entſcheidung, vorbeugend einzuſchreiten, die Maßnahmen aber, nach welchen dabei zu verfab: 
ren ijt, in den $$. 6. und 7. Unferer Verordnung vom 30. Juni b. J. genau feſtgeſtellt 
und durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß gebracht worden ſind. 


28) Wegen der auf eine weitere Entwickelung der ſtändiſchen Inſtitutionen gerichteten 
Anträge geben Wir Unſeren getreuen Ständen Folgendes zu erkennen. 


Die Akte Unſerer Regierung ſind redende Zeugen, wie Wir von deren Anbeginn auf 
die Vervollkommnung der ſtändiſchen Einrichtungen bedacht geweſen. 


Wenn Uns aber hierbei ſtets die ernſteſte Erwägung Unſerer Königl. Pflichten und 
der wahren Wohlfahrt Unſeres geliebten Volks geleitet und Uns das Einverſtändniß Unſerer 
getreuen Stände geſichert hat, ſo werden auch ferner keinerlei Beſtrebungen Uns bewegen, 
den ruhigen und beſonnenen Gang Unſerer Regierung zu übereilen oder eine andere Richtung 
einzuſchlagen, als diejenige, welche Wir nach reiflicher Prüfung als allein gedeihlich für die 
preuß. Monarchie erkannt und bereits in dem Abſchiede an den Huldigungs-Landtag aus: 
geſprochen haben. 

Was die einzelnen Anträge Unſerer getreuen Stände betrifft, ſo gehen dieſelben in 
der Denkſchrift vom 27. März d. J. von der Meinung aus, daß das Bedürfniß nach all⸗ 
gemeinen Landſtänden lebhaft empfunden werde, und ſtützen darauf den Antrag, daß den 
vereinigten Ausſchüſſen in Beziehung auf die allgemeine Geſetzgebung diejenigen Befugniſſe 
übertragen werden möchten, welche nach dem Geſetz vom 5. Juni 1823 den Provinzial⸗ 
Ständen verliehen find, daß demgemäß die Geſchäfts-Ordnung und das formelle Verfahren 
bei den vereinigten Ausſchüſſen verändert und eine regelmäßige Wiederkehr derſelben 
beſtimmt werde. 

Dieſe Anträge zu gewähren, können Wir Uns nicht bewogen finden. 

Unferes in Gott ruhenden Herrn Vaters Majeſtät haben in dem Geſetz wegen An: 
ordnung der Provinzial-Stände vom 5. Juni 1823 die Beſtimmung darüber, wann eine 
Zuſammenberufung der allgemeinen Landſtände erforderlich ſein werde und wie ſie dann 
aus den Provinzialſtänden hervorgehen ſollen, der landesherrlichen Fürſorge vorbehalten. 
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Als daher durch Gottes Rathſchluß die Beſtimmung hierüber Unſerer Fürſorge über⸗ 
tragen wurde, haben Wir es zu Unſeren erſten Pflichten gezählt, die vorhandenen ſtändiſchen 
Inſtitutionen der ernſteſten Erwägung zu unterziehen und Uns Rechenſchaft darüber zu geben, 
welcher weiteren Entwickelung ſie fähig und bedürftig ſeien. Wir haben hierauf Unſeren 
zum Huldigungs⸗Landtage verſammelten getreuen Ständen des Königreichs Preußen durch 
Unſeren Beſcheid vom 9. September 1840 kundgethan, daß Wir als die Grundlage der 
geſammten ſtändiſchen Verfaſſung Unſeres Reichs die Provinzial⸗Stände, wie ſie von Unſers 
Herrn Vaters Majeſtät gegründet worden, betrachten, und daß Wir deren Entwickelung auf 
dem von Unſeres Herrn Vaters Majeſtät während Seiner glorreichen Regierung befolgten und 
durch die Erfahrung bewährten Wege zu fördern entſchloſſen ſeien. Die hierauf von Uns im 
Einverſtändniß mit Unſeren getreuen Ständen im Jahre 1841 getroffenen Anordnungen waren 
demgemäß auf die Belebung und Vervollkommnung der Provinzial-Stände gerichtet, und 
dieſe Anordnungen ſind auch von wichtigen Erfolgen begleitet geweſen, die Unſere getreuen 
Stände gewiß nicht verkennen werden. Den eingeſchlagenen Weg wieder zu verlaſſen und 
in alle Verhältniſſe der Verfaſſung, wie in die Intereſſen der Provinzen tief eingreifend, 
den ganzen Organismus des ſtändiſchen Weſens zu verändern, dazu iſt weder ein Bedürfniß 
zu erkennen, noch weniger von einem ſolchen Wechſel in den Grundlagen des Staatslebens 
Heil zu erwarten. 

Daß der Rath Unſerer getreuen Stände mit voller Berückſichtigung der Eigenthüm⸗ 
lichkeiten der durch Geſchichte und Verfaſſung verſchiedenen Landestheile an Uns gelange und, 
wo es der Ausgleichung dieſer Verſchiedenheit bedarf, eine ſolche herbeigeführt werde, das 
iſt durch die beſtehende Einrichtung der Provinzialſtände in Verbindung mit den Ausſchüſſen im 
vollſten Maße geſichert. E s 

Es fehlt hierbei Unſeren Provinzen in keiner Beziehung an geſetzlichen Organen, um 
ihre Wünſche zu Unſerer Kenntniß zu bringen. Unter der bewährten und ungeſtörten Mit⸗ 
wirkung dieſer ſtändiſchen Organe in ihrer gegenwärtigen Verfaſſung werden Wir im Stande 
ſein, den innigſten Wunſch Unſeres landesväterlichen Herzens zu erfüllen und die ganze Thä⸗ 
tigkeit Unſerer Regierung darauf zu richten, um für die geiſtige und materielle Wohlfahrt 
Unſeres geliebten Volks zu ſchaffen und zu wirken. 

Auf dem wichtigen und weiten Felde der Rechtspflege, zur Förderung der Landeskultur, 
des Handels, der Gewerbe, der Wiſſenſchaften und Künſte wollen Wir unter Gottes 
Schutz und Segen in der Zeit der Ruhe und des Friedens die Kräfte Unſerer Regierung 
verwenden, ohne ſie durch die nicht gebotene Löſung von Schwierigkeiten zu zerſplittern, 
welche von einer weſentlichen organiſchen Veränderung der Verfaſſung unzertrennlich ſein 
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würden. In ber Ausführung biefe8 Unſeres wohlerwogenen Entſchluſſes werden Wir Uns 
nicht hemmen laſſen, noch es dulden, daß abweichend von dem feſt vorgezeichneten Gange 
Unſerer Regierung eine falſche Richtung erſtrebt werde, vielmehr etwanige Verſuche der Art 
jederzeit mit Nachdruck zurückweiſen. 


Die Anträge Unſerer getreuen Stände auf eine der veränderten Beſtimmung der ver⸗ 
einigten Ausſchüſſe entſprechende Veränderung ihrer Geſchäfts-Ordnung finden in der vor— 
ſtehenden Eröffnung ihre Erledigung. Es ſchließt dieß aber nicht aus, daß die innere Ge— 
ſchäfts⸗Ordnung dieſer Verſammlungen, auch bei unveränderter Beſtimmung und Organi⸗ 
ſation derſelben, nach den gemachten Erfahrungen mehr und mehr dem Zwecke entſprechend 
eingerichtet werde. Was endlich die regelmäßige Wiederkehr der Verſammlung der vereinigten 
Ausſchüſſe betrifft, ſo können Wir eine ſolche Unſeren getreuen Ständen nicht zuſichern, 
da ſie von dem Vorhandenſein ſolcher Gegenſtände abhängig iſt, welche nach Unſerem Dekret 
vom 23. Februar 1841 und den Verordnungen vom 21. Juni 1842 zur Berathung der ver⸗ 
einigten Ausſchüſſe geeignet ſind. 


29) Der erneuerte Antrag Unferer getreuen Stände, die Zahl der Ausſchuß-Mitglieder 
für die Provinz Preußen von 12 auf 14 zu erhöhen, kann Uns nicht beſtimmen, von 
Unferm, dem vorigen Landtage ertheilten Beſcheide vom 6. April 1841 abzugehen, indem 
hierdurch die Gleichheit der Vertretung der verſchiedenen Provinzen in der Verſammlung der 
vereinigten Ausſchüſſe aufgehoben werden würde. Ueberdies würde die Folge davon ſein, 
daß auch andere Provinzen aus den mannigfachſten Gründen eine Vermehrung in Anſpruch 
nehmen dürften, während ein einwandsfreier Maßſtab für eine ſolche Verſchiedenheit nicht 
zu finden iſt. 


Daß bereits einzelne Provinzen ſtärker vertreten ſeien, als die Provinz Preußen, 
iſt nicht gegründet. Wenn Unſere getreuen Stände ſich darauf berufen, daß bei den im 
vorigen Jahre verſammelt geweſenen vereinigten Ausſchüſſen die Rheins Proving wegen des 
Hinzutritts derjenigen zwei Stimmen, welche von den Vertretern der vormals reichs⸗ 
unmittelbaren Fürſten abgegeben worden, mit 14 Stimmen vertreten geweſen ſei, ſo machen 
Wir denfelben bemerklich, daß die vormals reichsunmittelbaren Fürſten in Rheinland und 
Weſtphalen, denen Wir eine Theilnahme an den ſtändiſchen Ausſchüſſen durch 2 ihrer 
Mitglieder zugeſtanden haben, nicht als Vertreter dieſer Provinzen, ſondern als die ihrer 
Standesgenoſſen erſcheinen, weshalb es auch ihrem freien Ermeſſen überlaſſen worden iſt, 
ob ſie von dieſer Befugniß Gebrauch machen wollen. 
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30) Was den Antrag Unferer getreuen Stände betrifft, zu geſtatten, daß in den 
abzudruckenden Landtags-Protokollen die Namen der Redner genannt werden, ſo behält es 
bei Unſerer auf reiflich erwogenen Gründen beruhenden Beſtimmung, daß in die abzu⸗ 


druckenden Landtags - Protokolle die Namen der Redner nicht aufzunehmen feien, auch ferner 
ſein Bewenden. 


31) Was die Anträge betrifft: 

1) Die Vorſchrift des $. 5. WE 1. des Geſetzes vom 1. Juli 1823 dahin zu mobi: 
ficiren, daß zur Wählbarkeit eines Landtags- Abgeordneten im Stande der Städte 
ein dreijähriger Grundbeſitz ſtatt des verordneten zehnjährigen erfordert werde, und 

2) die Handels -Intereſſen durch eine geſetzlich geregelte Vertretung zu ſichern und dem- 
gemäß zu geſtatten, 

daß die Kaufmannſchaften der Städte Königsberg, Danzig, Memel, Tilſit 
und Elbing, jede aus ihrer Mitte und auf ihre Koſten, einen beſondern 
Abgeordneten der bisherigen Zahl der Deputirten auf dem Provinzial-Landtage 
beigeſellen dürfen, 
ſo geben Wir Unſeren getreuen Ständen zu erkennen, daß Wir es dermalen im Allgemeinen 
nicht rathſam finden, Veränderungen in der ſtändiſchen Verfaſſung vorzunehmen. Indeſſen 
wollen Wir den Antrag ad 1., da überdies von den Landtagen anderer Provinzen eine 
ähnliche Bitte eingegangen iſt, nicht aus dem Auge verlieren, und prüfen laſſen, ob in 
Bezug auf die Dauer des ſtädtiſchen Grundbeſitzes ein ſo dringendes Bedürfniß vorhanden 
ift, welches Uns zu einer Abweichung von dem gedachten Grundſatze beſtimmen könnte 


32) Wenn Unfere getreuen Stände das ſchon von dem dritten Provinzial-Landtage 
angebrachte Geſuch, 
die zum Erſcheinen auf den Kreistagen befähigten Deputirten und Beſitzer vom 
Stande der Städte und der Landgemeinden die Wahlen der Landrathsamts⸗ 
Kandidaten in Gemeinſchaft mit der Ritterſchaft vollziehen zu laſſen, 
erneuern und dabei anführen, daß die den kreisſtändiſchen Deputirten der Städte und 
Landgemeinden zustehende Berechtigung, ihre Einwendungen gegen die von der Ritterſchaft 
des Kreiſes erwählten Landrathsamts- Kandidaten geltend zu machen, in der Ausübung 
Hinderniſſe fände, ſo werden Wir die Formen, in welchen dieß Recht gegenwärtig geübt wird, 
prüfen laſſen und dieſelben, wenn ſich das Bedürfniß hierzu ergeben ſollte, in der Art 
feſtſtellen, daß dieſer Berechtigung des Standes der Städte und Landgemeinden ihr Werth 
und ihre Wirkung geſichert bleibe. 
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Dagegen können Wir den Antrag des Landtags ſchon aus dem Grunde nicht erfüllen, 
weil Wir die Ritterſchaft des Landtages nicht für ermächtigt erachten, ein Vorrecht 
aufzugeben, welches verfaſſungsmäßig der Geſammtheit der kreistagsfähigen Ritterguts⸗ 
Beſitzer in den einzelnen Kreiſen zuſteht. 


33) Der Antrag Unſerer getreuen Stände, den im $. 14. des Geſetzes vom 
1. Juli 1823, wegen Anordnung der Provinzialſtände des Königreichs Preußen, gedachten 
Beſitzern ſolcher kleiner, in die Matrikel der Rittergüter aufgenommenen adeligen Güter, 
vornehmlich in Maſuren und Pomerellen, welche, unter dem Namen adeliger Freidörfer 
vereinigt, eine Kommune bilden und die Ehrenrechte nur gemeinſchaftlich ausüben, zu 
geſtatten, ihre Gerechtſame auf den Kreistagen durch Abgeordnete aus ihrer Mitte wahr- 
zunehmen, findet darin ſeine Erledigung, daß die Kreis-Ordnung vom 17. März 1828 
überall keine Beſtimmungen enthält, nach welchen die Beſitzer der vorbezeichneten Güter ſich 
nur durch Bevollmächtigte aus dem Ritterſtande auf den Kreistagen ſollten vertreten 
laffen dürfen. Die Kreis-Ordnung erwähnt der hier in Rede ſtehenden Antheils-Beſitzer 
überhaupt nicht, noch weniger bezeichnet ſie dieſelben als nicht qualifizirt. Es kann ihnen 
daher um ſo weniger verſagt werden, in Ausübung des ihnen zuſtehenden eigenen Rechtes, 
durch Bevollmächtigte aus ihrer Mitte auf den Kreistagen zu erſcheinen, als im §. 18. 
des Geſetzes vom 1. Juli 1823 ihnen ausdrücklich das Recht zugeſtanden iſt, im Stande 
der Ritterſchaft an den Wahlen der ritterſchaftlichen Landtags-Abgeordneten durch Bevoll— 
mächtigte aus ihrer Mitte Theil zu nehmen. 


34) Was den Antrag Unſerer getreuen Stände betrifft, die Vertretung der Städte 
und der Landgemeinden auf den Kreistagen zu verſtärken, ſo hat bereits der 7te preußiſche 
Provinzial = Landtag bei der Begutachtung der Verordnung über bie Befugniſſe der Kreis⸗ 
Stände, Ausgaben zu beſchließen und die Kreis⸗Eingeſeſſenen dadurch zu verpflichten, darauf 
angetragen, den Land⸗Gemeinden eine vermehrte Vertretung in den Kreis-Verſammlungen 
zu geſtatten, und in dem Landtags-Abſchiede vom 7. November 1841 hatten Wir Uns 


die Entſcheidung bis zur näheren Ermittelung der hier in Berückſichtigung kommenden 


Verhältniſſe vorbehalten. In der Uns gegenwärtig vorgelegten Denkſchrift vom 10. April 
d. J. haben Unſere getreuen Stände den Antrag des vorigen Landtages wiederum aufge⸗ 
nommen und denſelben auf eine vermehrte Vertretung der Städte in den Kreisverſamm⸗ 
lungen ausgedehnt. Ihr Antrag geht: 
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1) in Beziehung auf die Vertretung der Städte dahin, 
daß jede Stadt fo viele Kreistags-Deputirte wählen dürfe, als Wahlbezirke nach 
§. 11. der Städte⸗Ordnung vom 19. November 1808 darin enthalten ſind; 
2) in Beziehung auf die Vertretung der Landgemeinden aber iſt der Antrag des Tten 
Provinzial⸗Landtages: 
daß in jedem Kreiſe der Stand der Landgemeinden mit mindeſtens ſo viel 
Stimmen auf den Kreistagen vertreten werde, als die Hälfte der Wahl-Bezirke 
betrage, welche in dem Kreiſe zur Wahl von Abgeordneten zum Provinzial⸗ 
Landtage beſtänden, 
dahin erweitert worden, 

daß nicht die halbe, ſondern die ganze Zahl der in jedem Kreiſe vorhandenen Wahl: 

Bezirke die Zahl der Vertreter der Land-Gemeinden auf den Kreistagen bilden möge, 

mit der Maßgabe jedoch, daß die in den Kreiſen vorhandenen Beſitzer von köllmiſchen 

Gütern über ſechs Hufen, welche nach $. 4. sub C. 1. der Kreisordnung vom 17, März 

1828 bäuerliche Virilſtimmen auf den Kreistagen zu führen berechtigt ſind, von der 

Zahl der zu wählenden bäuerlichen Deputirten in Abzug gebracht würden, und im Falle 

ſo viele oder mehr Virilſtimmen als Wahl-Bezirke im Kreiſe vorhanden ſein ſollten, 

alsdann noch, wie bisher, drei Deputirte aus den nicht zum Köllmerſtande gehörigen 
oder kleinere Köllmergüter beſitzenden Mitgliedern der Land⸗Gemeinden zu wählen ſeien. 

Aus den nach den ſtattgehabten Ermittelungen von den betreffenden Behörden ange: 
legten Nachweiſungen geht hervor, daß, wenn nach dem Antrage Unſerer getreuen Stände 
verfahren würde, die jetzige Zahl der ſtädtiſchen Kreistags-Deputirten um das Zwei- und 
Dreifache, in einzelnen Kreiſen ſogar um das Vierfache und darüber vermehrt, rückſichtlich 
der Landgemeinden aber das durch die Kreis-Ordnung feſtgeſtellte Vertretungs⸗Verhältniß in 
einem noch weit größeren Maße verändert werden würde. Dieß würde beſonders in 
denjenigen Kreiſen der Fall ſein, welche bei einer geringen Zahl zu Virilſtimmen berech⸗ 
tigender köllmiſcher Güter ihrer Größe wegen in viele Wahl⸗Bezirke zerfallen. Im Ragniter 
Kreiſe würden beiſpielsweiſe den drei bäuerlichen Virilſtimmen-Inhabern nicht weniger als 
dreißig bäuerliche Abgeordnete hinzutreten. 

Hiernach können Wir auf eine Verſtärkung der Repräſentation der Städte und Land⸗ 
Gemeinden auf den Kreistagen in der von Unſeren getreuen Ständen beantragten Weiſe 
nicht eingehen. 

35) Die Veränderung der ſtädtiſchen Verfaſſung, welche aus der Oeffentlichkeit der 
Stadtverordneten⸗Verſammlungen hervorgehen würde, können Wir nicht genehmigen. 

gs 
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36) Durch die zum $. 157. der Städte⸗Ordnung unter dem 29. Mai 1820 ergangene 
Deklaration — deren Aufhebung Unſere getreuen Stände beantragen — wird zwar die 
ſchon durch frühere Anordnungen begründete Verpflichtung der Städte, zu beſoldeten 
ſtädtiſchen Unter- Bedienten verſorgungsberechtigte Militär-Invaliden zu wählen, außer 
Zweifel geſetzt, dabei jedoch davon ausgegangen, daß Letztere die zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung der zu beſetzenden Stelle erforderlichen Eigenſchaften befigen und namentlich 
den damit verbundenen körperlichen Anſtrengungen noch gewachſen ſind. 


Da es nun auch nicht an Perſonen fehlt, bei denen dieſe Vorausſetzung zutrifft, 
ungeachtet ſie die Beſchwerden des Kriegsdienſtes nicht mehr zu ertragen vermögen; da 
ferner nach der Ordre vom 1. Auguft 1835 bei der Wahl der Kämmerei-Mendanten unb 
Kaſſen⸗Beamten freie Hand gelaſſen wird und endlich den Städten durch die nach der Ordre 
vom 25. Mai 1828 geſtattete kündigungsweiſe Annahme der zu mechaniſchen Dienſtleiſtun⸗ 
gen beſtimmten Unter⸗Beamten, fo wie dadurch eine weſentliche Erleichterung gewährt ift 
daß mit Unſerer Genehmigung die Regierungen ermächtigt werden, die Beſetzung ſolcher 
Stellen, deren Einkommen nur 50 Thlr. oder weniger beträgt, durch Nicht-Verſorgungs⸗ 
berechtigte zu geſtatten, ſofern ſich dazu auf ergangene Aufforderung kein geeigneter 
Militär⸗Invalide meldet, ſo kann jene Verpflichtung nicht, wie die Denkſchrift vom 17. März 
d. J. ſie darſtellt, als nachtheilig und läſtig für den ſtädtiſchen Dienſt angeſehen werden. 

Die Veranlaſſung der ganzen Anordnung aber ift durch die inzwiſchen erfolgte Der: 
ſorgung der während der Kriege invalide gewordenen Militär-Perſonen nicht erledigt, indem 
diejenigen, welche während des Friedens durch den Militärdienſt zu demſelben untauglich 
geworden, der Berückſichtigung gleichfalls würdig und bedürftig ſind und der Wegfall der 
Ausſicht auf Verſorgung andere erhebliche, auch die Städte treffende Opfer und Belä— 
ſtigungen nöthig machen würde. 


37) Mit dem Antrage Unſerer getreuen Stände, eine anderweite Regulirung des 
Maßſtabes eintreten zu laſſen, nach welchem die Beiträge zu den Bedürfniſſen des Land⸗ 
Armen⸗Verbandes in Oſtpreußen und Litthauen aufzubringen find, erklären Wir Uns 
einverſtanden, da die Aufſtellung eines neuen Regulativs ein vom Lande gefühltes und 
von den Behörden anerkanntes Bedürfniß iff, Der von Unſeren getreuen Ständen vorgelegte 
Entwurf eines ſolchen Regulativs hat jedoch nicht ſofort genehmigt werden können, 
ſondern bedurfte noch einer näheren Prüfung und Erörterung. 

Da es angemeſſen ift, diefe mit der durch den $, 37. des Geſetzes über die Ver: 
pflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember v. J. angeordneten Reviſion der auf die 
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Armenpflege Bezug habenden Provinzial- Reglements in Verbindung zu ſetzen, ſo iſt zu 
dieſem Zwecke das Erforderliche von Unſerem Miniſter des Innern verfügt worden. 


38) Auf die in der Denkſchrift vom 9. April c. beantragte Aufhebung der Zwangs⸗ 
Amortiſation der oft- und weſtpreußiſchen Pfandbriefs⸗Kapitalien geben Wir Unſern getreuen 
Ständen zu erkennen, wie Wir geneigt ſind, den bereits Seitens der oſtpreußiſchen General⸗ 
Landſchafts⸗ Direktion im Sinne der vorliegenden ſtändiſchen Petition an Uns gerichteten 
Anträgen in ſofern zu willfahren, als eine Herabſetzung der von den Pfandbriefs-Schuldnern 
zu zahlenden Beiträge von 4½ pCt. auf 4 pCt. beabſichtigt wird. Wir werden die General: 
Landſchafts⸗ Direktion hiernach beſcheiden. Darüber, ob dieſe Maßregel auch auf die 
weſtpreußiſche Landſchaft auszudehnen ſei, wollen Wir deren Anträge erwarten. 


39) In Beziehung auf den erneuerten Antrag Unſerer getreuen Stände, für das zur 
Abwehr der Rinderpeſt getödtete Vieh eine Vergütung auf die Staats⸗Kaſſen zu übernehmen, 
müſſen Wir dieſelben auf die ausführlichen Eröffnungen verweiſen, die darüber in der Beilage 
des Landtags⸗Abſchiedes vom 3. Mai 1832 enthalten und durch die von Unſeren getreuen 
Ständen angeführten Gründe nicht widerlegt worden ſind. Die Anſicht, nach welcher in den 
Sicherungs - Maßregeln gegen die Verbreitung der Rindviehſeuche ein den Viehbeſitzern des 
Grenzbezirks zum Beſten der Provinz oder des geſammten Staats auferlegtes Opfer gefunden 
und daraus die Verbindlichkeit zur Uebernahme der dadurch hervorgerufenen Entſchädigungen 
auf die Staatskaſſe hergeleitet wird, iſt für begründet nicht zu erachten. Gefahren und 
Nachtheile einer ausbrechenden Viehſeuche ſtehen anderen Gefahren des Eigenthums gleich; 
ſie treffen zunächſt und unmittelbar den Viehbeſitzer. Der Zutritt des Staates zur Ueber⸗ 
tragung dieſer Nachtheile iſt nur durch die Pflicht deſſelben begründet, den erſchöpften oder 
unzulänglichen Kräften der Einzelnen zu Hilfe zu kommen. Aus dieſem Grunde legt das 
Patent vom 2. April 1803 die Aufbringung der durch die Maßregeln zur Abwehr einer 
Rinderpeſt hervorgerufenen Entſchädigungen den zu bildenden Verſicherungs-Geſellſchaften der 
Viehbeſitzer auf. Wenn aber, der erneuerten Hinweiſung auf die Zweckmäßigkeit ſolcher 
Geſellſchaften in dem Landtags-Abſchiede vom 3. Mai 1832 ungeachtet, die Verſuche zur 
Bildung derſelben ohne Erfolg geblieben ſind, ſo kann dieß kein genügender Grund ſein, die 
Anſprüche an die Staats⸗Kaſſe zu ſteigern und durch ſie die Betheiligten in Leiſtungen 
vertreten zu laſſen, die ihnen ſowol nach den Grundſätzen des Rechts, als nach den Rück— 
ſichten der Billigkeit, zunächſt obliegen. 
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40) Die Bitte Unſerer getreuen Stände um Erlaſſung eines Geſetzes, nach welchem 
Entſchädigungs-Anſprüche, die aus Anlagen zum Ablauf von Gewäſſern oder zum Schutz 
gegen Gewäſſer hergeleitet werden, binnen 3 Jahren nach Vollendung derſelben, bei Ber- 
meidung der Präkluſion, geltend gemacht werden müſſen: — ſoll bei den bereits eingeleiteten 
Berathungen über eine derartige Ergänzung des die Verſchaffung der Vorfluth betreffenden 
Geſetzes vom 15. November 1811 zur Erörterung kommen. 

41) Das durch das Geſetz vom 8. April 1823 und die Deklaration vom 10. Juli 1836 
geordnete Verhältniß der Damnicker zu ihren Gutsherren im Kulmer und Michelauer Lande 
und im Gebiete der Stadt Thorn bietet keine genügende Veranlaſſung, durch Feſtſetzung eines 
Präkluſiv⸗Termins auf die Beſchleunigung der gutsherrlich- bäuerlichen Regulirungen in den: 
jenigen Theilen der Regierungs-Bezirke Danzig und Marienwerder hinzuwirken, in welchen 
dieſelben nach dem Edikte vom 14. September 1811 erfolgen. Weder in den Bezirken der 
Regierungen zu Königsberg und Gumbinnen, noch in den übrigen Landestheilen, in welchen 
das Edikt vom 14. September 1811 gilt, hat fic) bisher ein Bedürfniß zu einer ſolchen Mag: 
regel gezeigt. Das Geſetz vom 8. April 1823 enthält dagegen in den $$, 99, und 100. die 
Beſtimmungen, nach welchen die Gutsherren verpflichtet ſind, die erledigten, an ſich aber 
regulirungsfähigen bäuerlichen Stellen wiederum mit Wirthen zu beſetzen. Um zu dieſer 
Wiederbeſetzung ſchreiten zu können, kann es ihnen wichtig fein, vor ſpäteren An prüchen der 
von den Stellen entfernten Wirthe und ihrer Erben geſichert zu ſein, und da hierin ein Grund 
gefunden werden könnte, für das Kulmer und Michelauer Land und das Landgebiet der Stadt 
Thorn einen Präkluſiv-Termin wegen Anmeldung der Anſprüche bäuerlicher Wirthe auf Eigen⸗ 
thums⸗Verleihungen anzuordnen, ſo werden Wir den hierauf gerichteten Antrag Unſerer getreuen 
Stände in nähere Erwägung ziehen, wobei es aber auf eine Prüfung nicht allein der entgegen⸗ 
ſtehenden Bedenken, ſondern auch der Frage ankommen wird, in wieweit die ähnlichen, in Unſerer 
Provinz Poſen vorkommenden Verhältniſſe, welche eine gleichzeitige Berückſichtigung erfordern, 
dieß geſtatten. 

42) Bei vollkommener Anerkennung der Beweggründe, durch welche Unſere getreuen 
Stände zu dem Antrage beſtimmt ſind: 

1) die Verordnung vom 28. Juli 1838 über die Beſchränkung des Provokationsrechts auf 

Gemeinheitstheilung wieder aufzuheben; und 

2) eine Anordnung zu erlaſſen, wonach ſämmtliche Intereſſenten ſpeziell zu ſepariren verpflich⸗ 
tet ſein ſollen, ſobald einmal eine Gemeinheitstheilung auf der Feldmark im Werke iſt, 

müſſen Wir doch Anſtand nehmen, jene erſt vor wenigen Jahren von Unſeren getreuen Ständen 
befürwortete Anordnung wieder außer Kraft zu ſetzen. l 
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Es würden dadurch die aus einer unbeſchränkten Provokations-Befugniß jedes einzelnen 
Gemeindegliedes früher entſtandenen Uebelſtände, denen die Verordnung entgegen zu wirken be⸗ 
ſtimmt iff, wieder hervorgerufen werden. Auch wäre es bedenklich, das in den Gemeinheits— 
Theilungsgeſetzen bisher nicht enthaltene Prinzip einer Zwangspflicht zur ſpeziellen Separation 
gegen ſämmtliche Provokaten allgemein anzuordnen. Je nach der Verſchiedenartigkeit der mirth- 
ſchaftlichen und örtlichen Verhältniſſe können beſondere Umſtände obwalten, welche die einſtwei⸗ 
lige Fortſetzung der Gemeinheit für einen Theil der Intereſſenten wünſchenswerth und paſſend 
erſcheinen laſſen. Auch iſt bei der unter den Mitgliedern der Stadt- unb Land-Gemeinden vor: 
ſchreitenden landwirthſchaftlichen Induſtrie und Einſicht zu erwarten, daß die kleineren Grund: 
beſitzer, in richtiger Erkenntniß ihres eigenen Intereſſes, immer allgemeiner von der ihnen durch 
die Landes⸗Kulturgeſetze dargebotenen Wohlthat einer freieren und einträglicheren Benutzung ihrer 
Grundſtücke mehr und mehr Gebrauch machen werden. 

Indeß ſind Wir nicht abgeneigt, nach dem Wunſche Unſerer getreuen Stände, die durch 
die Verordnung vom 28. Juli 1838 eingeſchränkte Befugniß, auf Gemeinheitstheilung zu pro: 
voziren, mittels beſonderer Verordnungen, für diejenigen einzelnen Kreise der Provinz wieder zu 
erweitern, in welchen fih, nach deren eigenthümlichen Kultur⸗Verhältniſſen, ein beſonders dringen- 
des Bedürfniß hierzu zeigen ſollte, und haben deshalb die nöthigen faktiſchen Ermittelungen an⸗ 


eordnet. 


— o e — — 
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Schließlich geben Wir Unſeren getreuen Ständen, in Bezug auf die in der Denkſchrift vom 
12. April c. bezeichneten Gegenſtände, deren baldige Erledigung von ihnen in Anregung gebracht 
worden iſt, Nachſtehendes zu erkennen: 

a) Den Entwurf einer Verordnung wegen anderweiter Regulirung und Repartition der 
Servis⸗Steuer werden Wir, der in dem Landtags - Abſchiede vom 17. Mai 1828 enthaltenen 
Zuſicherung entſprechend, dem nächſten Provinzial -Landtage zur Begutachtung vorlegen laffen. 

b) Die Unterhandlungen zur Beſeitigung der Beſchwerden über die Höhe und die Erbe- 
bungsweiſe des Sundzolles werden fortgeſetzt, und ſteht das Ergebniß derſelben zu erwarten. 

c) Wie Unſeren getreuen Ständen in dem Landtags-Abſchiede vom 31. Dezember 1834 
ad II. 32. mitgetheilt worden, iſt damals der Entwurf einer Verordnung wegen Aufhebung der 
Offiara und Podymna in dem Landestheile der Provinz Preußen, welcher eine Zeit lang zu dem 
Herzogthum Warſchau gehört hat und wegen Wiedereinführung der vor 1806 daſelbſt beſtandenen 
Kontributions⸗Verfaſſung, den betheiligten Kreisſtänden, um ſich zu erklären, vorgelegt worden, 
ob dieſe Veränderung ihrem Wunſche und ihrer Abſicht gemäß ſei, indem ihnen zugleich eröffnet 


Regulirung der Gerz 
vis - Steuer. 


Regulirung 
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dymna und Offiara in 
ben Kreiſen Kulm und 

Midelau unb im 
Landgebiet zu Thorn. 


Gewerbepolizei⸗Geſetz, 
Allgemeine Wege⸗ 
Ordnung. 


Befreiung der Wirth⸗ 
ſchaften unter 15 Mor⸗ 
gen Grundfläche von 
der kleinen Kalende. 


Schul⸗Ordnung für 
die Elementar⸗Schu⸗ 
len. 


Erlaß einer Landge⸗ 
meinbe z Ordnung. 


— 24 — 


wurde, daß entweder die beſtehende Einrichtung beibehalten, oder bie frühere Verfaſſung un: 
verändert und ohne Ausnahme hergeſtellt werden müſſe. Die Kreisſtände haben ſich indeſſen 
gegen eine weſentliche Veränderung der beſtehenden Beſteuerung erklärt und gebeten, die Offiara 
und Podymna in unverändertem Betrage unter dem Namen der Kontribution forterheben zu laſſen. 


Da gleichzeitig in der Provinz Poſen eine verbeſſerte Regulirung der Offiara und Podymna 
vorbereitet wurde, fo lag keine Veranlaſſung vor, wegen der genannten Kreiſe beſondere Anord- 
nungen zu treffen; es wird aber das wegen Regulirung der Grundſteuer-Verhältniſſe in Unſerem 
Großherzogthum Poſen vorbereitete Geſetz nunmehr binnen Kurzem erlaſſen werden können und 
dann in Erwägung gezogen werden, ob ſolches auch auf die bezeichneten Gebiete der Provinz Preu⸗ 
ßen, nach Anhörung der betheiligten Kreis = Stände, auszudehnen fei. 

d) Die das baldige Erſcheinen eines allgemeinen Gewerbepolizei-Geſetzes und einer allge- 
meinen Wege-Ordnung betreffenden Anträge follen nach Möglichkeit berückſichtigt werden. 


e) Auf die Bitte, um Beſchleunigung des Erlaſſes einer Verordnung wegen Befreiung 
der Wirthſchaften unter 15 Morgen Grundfläche von der kleinen Kalende, eröffnen Wir Unſeren 
getreuen Ständen, daß dieſe Angelegenheit bereits inſofern ihre Erledigung erhalten hat, als 
Unſeres in Gott ruhenden Herrn Vaters Majeſtät durch die Ordre vom 28. Januar 1837 
zu befehlen geruht haben: : 
daß, weil eine Veränderung ohne Verletzung wohlerworbener Rechte nicht bewirkt 
werden könne, von dem beabſichtigten Geſetze zur Modifikation der Beſtimmung im 
oſtpreußiſchen Provinzialrecht, Zuſatz 213. $, 13., die Regulirung der Abgaben an 
die Geiſtlichkeit bei Parzellirungen und Abbauen betreffend, abgeftanden, ben Ver: 
waltungs⸗Behörden aber die Vermittelung billiger Vertheilungs-Grundſätze bei 
vorkommenden Gelegenheiten überlaſſen werde, 

ſolches auch dem ten Provinzial⸗Landtage in der Ueberſicht vom 7. Februar 1837 bereits mitge- 

theilt worden iſt. 

f) Die Berathungen über die Schul⸗Ordnung werden fo beſchleunigt werden, daß dieſelbe 
den Ständen, wenn irgend möglich, auf dem nächſten Landtage vorgelegt werden kann. 

g) Wenn Unſere getreuen Stände den Erlaß einer Landgemeinde» Ordnung beantragen, 
ſo eröffnen Wir denſelben in Hinſicht dieſes ſeit Jahren vielerwogenen Gegenſtandes, daß Wir 
gern geneigt ſind, den durch veränderte Zuſtände in dem ländlichen Gemeindeweſen veranlaß⸗ 
ten Mängeln nach Bedürfniß durch beſondere legislative Feſtſetzungen Abhilfe zu verſchaffen. 
Unfer Ober-Präſident wird angewieſen werden, diejenigen Gegenſtände ſpeziell zu verfolgen und 
vorzubereiten, die einer beſonderen Erledigung durch legislative Feſtſetzungen vorzugsweiſe bedürftig 


find. Dagegen können Wir für die öſtlichen Provinzen Unſerer Monarchie, welche das Glück 
gehabt haben, daß die Grundlagen ihrer ländlichen Kommunal⸗Verfaſſung nicht, wie dieß in der 
Rhein⸗Provinz und Weſtphalen geſchehen, durch eine revolutionäre Geſetzgebung aufgelöſt worden, 
das Bedürfniß eines die Kommunal⸗Verhältniſſe der Land⸗Gemeinden in ihrem ganzen Umfange 
umfaſſenden Geſetzes nicht anerkennen, und haben von deffen Erlaß um fo mehr Abſtand zu neh- 
men beſchloſſen, als durch daſſelbe, wenn die Gemeinde-Verhältniſſe des platten Landes darin nach 
allgemeinen und gleichmäßigen Grundſätzen geordnet werden ſollten, unfehlbar mannigfache Ver⸗ 
hältniſſe, welche in den einzelnen Landestheilen verſchieden, aber im Rechte und in der Verfaſſung 
wohlbegründet ſind, ohne Bedürfniß verletzt und erſchüttert werden würden. 


Auch die allgemeine Kodifizirung der zur Zeit beſtehenden, auf die ländlichen Kommunal⸗ 
Verhältniſſe ſich beziehenden Beſtimmungen iſt bedenklich. Sie ſtört die naturgemäße Entwicke⸗ 
lung des ländlichen Gemeindeweſens und tritt der Wirkſamkeit des eigenen praktiſchen Sinnes 
der betheiligten Gemeinen hemmend entgegen, der in der Regel eine den örtlichen Bedürfniſſen 
entſprechende, durch allgemeine Geſetze in dieſem Grade nie zu erreichende Ausgleichung der Zu⸗ 
ſtände herbeizuführen im Stande ſein wird. 


Dieſe aus reiflicher Erwägung aller Verhältniſſe hervorgegangenen Geſichtspunkte müffen 
bei der Geſetzgebung für dieſen Gegenſtand leitend ſein. Ihre Aufgabe beſchränkt ſich daher auf 
die Entſcheidung ſolcher Fragen, welche auf dem bezeichneten Wege ihre Erledigung nicht finden 
können. In dieſem Geiſte iſt das Armen- und Korrektionsweſen durch beſondere Geſetze bereits 
geordnet; der Einfluß, den die Dismembration ländlicher Grundbeſitzungen auf die Verhältniſſe 
der Gemeinen äußert, iſt Unſerer Aufmerkſamkeit nicht entgangen; dieſer wichtige Gegenſtand iſt, 
wie Unſeren getreuen Ständen bekannt, bereits der legislativen Berathung überwieſen. 


Was endlich den mit dem Erlaß einer Landgemeinde⸗Ordnung in Verbindung gebrachten 
Antrag betrifft, die ländlichen Polizeigeſetze revidiren und zuſammenſtellen zu laſſen, ſo machen 
Wir Unſeren getreuen Ständen bemerklich, daß polizeiliche Vorſchriften, welche in dem ganzen 
Umfange der Monarchie für das platte Land Anwendung finden ſollen, nothwendig nur ganz 
allgemeiner Natur ſein könnten, und eine amtliche Zuſammenſtellung derſelben wenigſtens keine 
für den Geſchäftsgebrauch ausreichende und erſchöpfende Anweiſung erhalten würde, wie ſolche 
für den Zweck erforderlich wäre, der dem Antrage Unſerer getreuen Stände zum Grunde liegt. 
Spezielle polizeiliche Vorſchriften aber ſind durch Zeit und Ort bedingt, von den beſonderen 
Rechtsverhältniſſen in den einzelnen Provinzen abhängig und nach dem wechſelnden Bedürfniß 
veränderlich. 


Beſchränkung des 
Kleinhandels mit 
Branntwein. 


Verſchuldung der re⸗ 
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Eine Zuſammenſtellung aller für eine einzelne Provinz beſtehenden polizeilichen Verord⸗ 
nungen würde ſich deshalb mehr für ein Privat-Unternehmen, als zu einer legislativen 
Behandlung eignen. 


Es wird indeß dieſer letztere Gegenſtand noch einer weiteren Prüfung unterworfen und, 
ſoweit ein Bedürfniß anzuerkennen iſt, für die Abhilfe Sorge getragen werden. 


h) Die legislativen Vorarbeiten wegen Ausdehnung der beſchränkenden Beſtimmungen 
der die Gaſt⸗ und Schankwirthſchaften und den Kleinhandel mit Getränken betreffenden Ordre 
vom 7. Februar 1835 find nunmehr fo weit gediehen, daß dem Erlaß einer hierauf bezüglichen 
allgemeinen Verordnung baldigſt entgegengeſehen werden darf. 


i) In Berückſichtizung des Antrages Unſerer getreuen Stände haben Wir eine 
Verordnung 
wegen Aufhebung der im $. 29. des Edikts vom 14. Sept. 1811 vorgeſchrie⸗ 
benen Verſchuldungs-Beſchränkung der regulirten bäuerlichen Höfe, 
bereits vorbereiten laſſen und werden deren unverzügliche Publikation befehlen. 


In Folge der mittels Denkſchrift des Tten Provinzial⸗Landtages vom 2. April 1841 vor: 
getragenen, von Unſeren getreuen Ständen in Erinnerung gebrachten Bitte: 


daß die für Oſtpreußen und Litthauen, bei Aufnahme der Erbtaren beſtehende 

Vorſchrift, „nach welcher der Reinertrag mit 6 pCt. kapitaliſirt wird,“ auf die 

Landgemeinden der ganzen Provinz Preußen ausgedehnt werde, 
haben Wir Unſerem Staats⸗Miniſterium zwar die Berathung einer Verordnung über dieſen 
Gegenſtand aufgetragen; es iſt dabei jedoch in Erwägung gekommen, daß das oſtpreußiſche Pro⸗ 
vinzialrecht Beſtimmungen von ſolcher Allgemeinheit, wie in der Petition vorausgeſetzt wor⸗ 
den, nicht enthält, in jenem Provinzialrecht und namentlich in deffen Zuſätzen M 29. und 
30. vielmehr nur Beſtimmungen über ein dem Miteigenthümer, welchem der größte Antheil 
gebührt, ingleichen den Brüdern, bei Theilung der Grundſtücke mit Schweſtern, zugeſtandenes 
Vorzugsrecht und in Verbindung hiermit die Anordnung wegen Kapitaliſirung des Reiner⸗ 
trages der Grundſtücke mit 6 pCt., vorkommen. 


Von der weiteren Berathung wird es deshalb abhängen, ob eine dem Gegenſtande der 
Petition entſprechende beſondere Verordnung, oder ob deſſen Verweiſung zu den Berathungen 
über das Provinzialrecht, oder zu den ferneren Verhandlungen über das im Jahre 1841 
von Unſeren getreuen Ständen begutachtete Geſetz wegen der bei Erbtheilungen anzuwen⸗ 
denden Taxen ländlicher Nahrungen, am geeignetſten erſcheinen wird. 
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k) Der Bitte Unſerer getreuen Stände: Pfändungs⸗Geſetz. 
um Beſchleunigung des durch die Landtags⸗Abſchiede der Jahre 1835 und 1838 
verheißenen Geſetzes über Beſtrafung der Hütungs⸗Kontraventionen und über 
Pfändung, 
ſoll möglichſt entſprochen werden. 


Zu Urkunde Unſerer vorſtehenden gnädigſten Beſcheidungen haben Wir gegenwärtigen 
Landtags⸗Abſchied ausfertigen laſſen, auch Höchſteigenhändig vollzogen und bleiben Unſeren 
getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 


Gegeben Berlin, den 30. Dezember 1843. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother. Graf v. Alvensleben. 
Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Freiherr v. Bülow. v. Bodel: 
ſchwingh. Graf zu Stolberg. Graf v. Arnim. 
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